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Staaten immer zugunsten ihrer Friedenspflicht zu interpre­
tieren sind, wenn Zweifel über eine Rechtslage existieren.

Aus den beiden Elementen „Pflicht zur friedlichen Nut­
zung“ und „im Zweifel zugunsten der Friedenspflicht“ ergibt 
sich, daß eine Änderung der bestehenden Verpflichtungen 
für souveränitätsfreie Räume diejenigen Grenzen nicht unter­
schreiten darf, die durch diese Verträge für das Übergreifen 
des Wettrüstens errichtet wurden.

Eine weitere Grenze zur Eindämmung des nuklearen Wett­
rüstens enthält ein anderer zur Universalität drängender 
Vertrag: der Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von 
Kernwaffen von 196814, der mit dem Kontrollregime der Inter- 
riationalen Atomenergieorganisation (IAEA) gekoppelt ist.15 16 
Er hat dazu beigetragen, daß der Kreis der fünf Kernwaffen 
besitzenden Staaten bisher nicht erweitert wurde.

Eine Schranke gegen die Gefahr des Ausbruchs eines Atom­
krieges errichtet auch der Vertrag über das Verbot der Kern­
waffenversuche in der Atmosphäre, im kosmischen Raum und 
unter Wasser (Teststopp-Abkommen) von 1963.15 Damit ist 
die Weiterentwicklung von Kernwaffen erschwert, wenn auch 
noch nicht unterbunden worden Der Abschluß eines Vertrags 
zum umfassenden und allgemeinen Verbot von Versuchen mit 
Kernwaffen, der auch unterirdische Versuche erfaßt, steht 
noch aus; er wird immer dringender von der Mehrheit der 
Staaten gefordert, aber von den USA blockiert.

Die angeführten multilateralen Verträge errichten also ver­
schiedene Schranken gegen das nukleare Wettrüsten. Sie ver­
bieten insbesondere
— die Stationierung und Erprobung von Kernwaffen in sou­

veränitätsfreien Räumen;
— die Erprobung dieser Vernichtungsmittel in der Atmo­

sphäre, im Kosmos und unter Wasser;
— die Weitergabe von Nuklearwaffen an Staaten, die sie noch 

nicht besitzen, und ihr Erwerb durch diese Staaten.

Verbot des Ersteinsatzes von Kernwaffen 
durch das humanitäre Völkerrecht '

Aus den völkerrechtlichen Regelungen für den Fall interna­
tionaler bewaffneter Konflikte, dem sog. humanitären Völker­
recht, ergibt sich in Verbindung mit dem Aggressionsverbot 
eine weitere Hemmschwelle für die Anwendung von Kern­
waffen: das völkerrechtliche Verbot ihres Ersteinsatzes. 
Obgleich es bisher keine völkerrechtlichen Verträge gibt, die 
ausdrücklich den Einsatz von Kernwaffen untersagen, kann 
dennoch das völkerrechtliche Verbot ihres Ersteinsatzes nach­
gewiesen werden. Zu diesem Zweck müssen insbesondere die 
Normen des humanitären Völkerrechts, das bekanntermaßen 
kein Abrüstungsrecht im engeren Sinne ist, herangezogen 
werden, insbesondere die Haager Landkriegsordnung von 
190717,. das Genfer Protokoll über das Verbot der Verwendung 
von erstickenden, giftigen oder ähnlichen Gasen sowie von 
bakteriologischen Mitteln im Kriege Ѵ9П 192518, die vier Gen­
fer Abkommen zum Schutz von Opfern internationaler be­
waffneter Konflikte von 194919 sowie das Ergänzungsproto­
koll I zu diesen Abkommen von 1977.20

Das Verbot des Ersteinsatzes von Kernwaffen ergibt sich 
m. E. aus der erweiterten Interpretation von Bestimmungen 
des humanitären Völkerrechts bzw. aus der Analogie zu be­
reits bestehenden Waffen verboten in Verbindung mit dem 
Aggressionsverbot. Insbesondere drei Grundsätze, die in die­
sen Normen enthalten sind, finden Anwendung:

1. daß die Kriegführenden kein unbeschränktes Recht in 
der Wahl der Mittel und Methoden zur Schädigung des Fein­
des haben, ihm insbesondere keine unnötigen Leiden zufügen 
dürfen;

2. daß die eingesetzten Kampfmittel nicht unterschiedslos 
die Kombattanten und die Zivilbevölkerung treffen dürfen;

3. daß entsprechend der Martens’schen Klausel in der Prä­
ambel des IV. Haager Abkommens betr. die Gesetze und Ge­
bräuche des Landkriegs von 190721 die Kriegführenden durch 
die Grundsätze des Völkerrechts, der Menschlichkeit und des 
menschlichen Gewissens gebunden und geschützt sind. Die 
Martens’sche Klausel kann insbesondere gegen das schon da­
mals bekannte und noch heute von den USA benutzte Argu­
ment ins Feld geführt werden, daß angeblich alles das, was 
nicht ausdrücklich völkerrechtlich verboten ist, erlaubt sei.

Daß die Anwendung von Kernwaffen zu verheerenden Aus­
wirkungen führt, daß sie die Zivilbevölkerung, ihre Lebens­
grundlagen, die Umwelt in keiner Weise verschonen und mit 
großer Wahrscheinlichkeit die Vernichtung der menschlichen 
Zivilisation bringen würde, ist allgemein anerkannt. Die Erst­
anwendung von Kernwaffen widerspräche daher fundamental 
dem Sinn und Zweck der Humanisierung der Kriegführung,

verletzte in eklatanter Weise die diesem Ziel dienenden Nor­
men des humanitären Völkerrechts sowie die Grundprinzipien 
des Völkerrechts. Die Sowjetunion und die Volksrepublik 
China haben daher öffentlich und sich selbst bindend erklärt, 
daß sie niemals als erste Kernwaffen einsetzen würden.22 
Eine analoge — zwar juristisch nicht konstitutive, aber klar­
stellende — Bereitschaftserklärung der westlichen Kernwaffen­
mächte hätte eine erhebliche vertrauensbildende Bedeutung. 
Das gilt besonders für die Friedenssicherung in Europa, denn 
die offizielle Militärdoktrin der NATO, die Strategie der fle­
xiblen Erwiderung, schließt ausdrücklich den Ersteinsatz von 
Kernwaffen ein.23

Verträge zur Begrenzung der strategischen Rüstungen

Den vierten Komplex eines sich entwickelnden völkerrechtli­
chen Abrüstungsrechts bilden bilaterale Verträge zwischen 
der UdSSR und den USA zur Begrenzung der strategischen 
Rüstungen. Durch sie werden die Waffen mit den am weite­
sten reichenden und gefährlichsten Wirkungen erfaßt. Dabei 
handelt es sich insbesondere um den Vertrag über eine Be­
grenzung der Raketenabwehrsysteme und um das Zeitweilige 
Abkommen über einige Maßnahmen auf dem Gebiet der Be­
grenzung der strategischen Offensivwaffen (SALT I), beide 
von 1972.24 Hierzu gehört auch der Vertrag über die Begren­
zung der strategischen Offensivwaffen nebst Protokoll zum 
Vertrag (SALT II) von 1979.25 26 Zwar ist das SALT-II-Abkom- 
men von den USA nicht ratifiziert worden und also formell 
nicht in Kraft getreten; gleichwohl gehen beide Staaten davon 
aus, „daß das, was in diesem Abkommen von positiver Bedeu­
tung ist, faktisch in Kraft treten soll“.25 Beide Abkommen 
beschränken die Zahl der strategischen Offensivwaffen und 
der Raketenabwehrsysteme, die jede Seite besitzen darf.

Die SALT-Verträge sind Ausdruck der Tatsache, daß Ende 
der 60er/Anfang der 70er Jahre trotz des Weiterbestehens von 
Asymmetrien bei verschiedenen Waffen und Waffensystemen 
und trotz anderer Unterschiede ein annäherndes militärstra­
tegisches Gleichgewicht zwischen der UdSSR und den USA 
erreicht wurde. Das veranlaßte drei US-amerikanische Präsi­
denten, erstmalig in der Nachkriegsgeschichte der Abrüstungs­
verhandlungen, d. h. seit der Existenz der Atombombe, auf 
sowjetische Vorschläge zur vertraglichen Beschränkung von 
Militärpotentialen einzugehen und in der Vereinbarung über 
die Grundlagen der Beziehungen zwischen der UdSSR und 
den USA von 197227 anzuerkennen, daß die friedliche Koexi­
stenz die einzige Grundlage ihrer Beziehungen ist.

Die beiden SALT-Abkommen und die sie begleitenden Do­
kumente von 1972, 1973, 1974 und 197928 sind nicht nur Aus­
druck der Parität zwischen beiden Staaten im militärstrategi­
schen Bereich, sondern enthalten auch verbal die Anerken­
nung dieser Tatsache und darüber hinaus die Anerkennung 
der Gleichwertigkeit der Sicherheitsinteressen beider Seiten. 
Mehr noch: Die UdSSR und die USA vereinbarten, von die­
sem Punkt ausgehend und ihn allen Verhandlungen obligato­
risch zugrunde legend, gemeinsame Schritte in Richtung auf 
eine allgemeine und vollständige Abrüstung zu gehen.
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